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Zur 16G6C  ichen Lage VO Freikirchen im
Deutschland des Jahrhunderts
Christliche Minderheitskirchen und ihre Mitglieder sahen sich im Jahr-
hundert in Deutschland wechselvollen verfassungsrechtlichen Gegeben-
heiten aAausSgesetZtT. ES soll 1im Folgenden versucht werden, einen UÜberblick
ber die juristischen edingungen gewinnen, die das Entstehen und
Existieren VO Freikirchen und die Religionsausübung ihrer Glieder be-
roffen en

Anfang des Jahrhunderts wurde die religiöse Landschaft auf
dem Gebiet des damaligen Deutschen Reiches Urc die eı grofisen 1im
Westfälischen Frieden als gleichberechtigt anerkannten Konfessionen be-
herrscht, 1im rgebnis Urc die katholische, die evangelisch-lutheri-
sche und die reformierte Kirche. Die politischen Territorien kon-
fessionell och weitgehend einheıtl1c gepragt, kleinere cCNrıstliıche Ge-
meinschaften, sofern S1Ce überhaupt vorhanden galten als Separa-
tisten und Sektierer. aran hatten zunächst auch Ideen der Aufklärung
nicht iel andern können, weil die fortbestehende Staatstheorie des Abso-
lutismus und das damit verbundene Staatskirchentum 1er CNSC Grenzen
etizten Der absolute onarch stand nicht 1Ur der D1 des Staates,
sondern Wr auch zumindest in evangelischen Territorien 1im Rahmen
des landesherrlichen Kirchenregiments Oberhaupt der Staatskirche
les WLr der Staatsraäson untergeordnet. Kirche diente als Staatsanstalt den
religiösen Bedürfnissen der Staatsbürger und ihrer Lenkung und Diszi-
plinierung. Die Geistlichen Staatsdiener. Individuelle Frömmigkeit
der Untertanen wurde in dem Moment argwöhnisc beobachtet, in dem
S1Ce sich in privaten Zusammenkünften Gleic  esinnter aufserhalb der Kır-
che Aaulserte. So sind pietistische Strömungen miıt ihrer Konventikelfröm-
migkeit W1€E eın Rückblick 1Ns Jahrhundert ze1g schr chnell in
den erdac geraten, Umtriebe fördern, die mit der geltenden Aufftas-
SUung VOoO absolutistisch geführten AN nicht übereinstimmten.‘

1KOLlAaus Ludwig raf VO Zinzendorf (1700-1760) geriet in Kursach-
SCM iın Schwierigkeiten, als auf SEIANEM Landgut Berthelsdorf Flüchtlin-
SC AdUus Mähren aufnahm, die in ihrer habsburgischen eimat ihres
auDens willen verfolgt worden AaIic DIie VO den „Exulanten“ g -
gruündete iedlung Herrnhut up die vorreformatorische AaU S Boöh-
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1LI1C  > und Mähren stammende Brüder-Unität Als sich 1i1ser Karl VI
bei August dem tarken ber die uiInahme der Flüchtlinge beschwerte,
weil befürchtete, viele ntertanen verlieren, wurde Zinzendortft
1736 Aaus achsen usgewlesen ITSst 1749 wurde die Herrnhuter Brüder-
geme1ine als eine der sichsischen andeskirche verbundene Gemeinschaft
anerkannt. Die CNOTMEN missionarischen Aktivitäten inzendortfs un SC1-
ner Herrnhuter reichten nicht 1L1UL in entfernte Erdteile, sondern erühr-
ten auch we1ite e1se der für pietistische Strömungen offenen Bevölke-
rung in Deutschland “

Das 1743 in Württemberg erlassene „Pietistenreskript“ versuchte, die
VO der Obrigkeit rgwöhnisc beobachteten Aktivitäten teuern und
herrnhuterische Einflüsse zurückzudrängen.” DIie eilnehmerzah pletisti-
scher Konventikel WAdrLr auf ıer Haushalte der fünfzehn ersonen be

DIie Erbauungsstunden ollten weder mıit dem gewöÖhnlichen (JOtL-
tesdienst kollidieren och in der Nacht der entlegenen Plätzen {It-
finden Fremde ersonen durften hne Wissen des Ortsgeistlichen nicht
teilnehmen. War ein Geistlicher anwesend, gab CS inhaltlich keine Be-
schränkung. War eın Geistlicher anwesend, sollte auf Predigtvortrag,
Schriftauslegung und freies eten verzichtet werden. Das Urteilen ber
andere Mitmenschen, die Obrigkeit und das Predigtamt Wr gänzlich VCI-

boten

Die Entwicklung der Religionsfreiheit 1in Preuflsen Oraben!:
des Jahrhunderts

Fur die Frage, W1€E die rec  iıchen Bedingungen für cNrıstliıche Minder-
heiten Beginn des Jahrhunderts eschaffen 111U5S5 die Situa-
tiıon Preuflsens als bedeutende deutsche Territorialmacht esonders inter-
esSsieren Bere1its der dem reformierten Bekenntnis angehörige Oldaten-
Önig, Friedrich Wilhelm (1688-1740), hatte keine eu gezelgt, Dissi-
denten W1€E Zinzendorf in sEeEINEM Staat aufzunehmen. Die 1im Zuge der
Gegenreformation verfolgten und AUS Osterreich ausgewlesenen Protes-
tanten, gleich ob lutherisch der reformiert, fanden ebentalls im amalıi-
SCH Preuilsen Zuflucht Friedrich I1 Of:e 1712-1786) als Anhänger der
Aufklärung ist für sEINE Randnotiz VO 1740 berühmt geworden, in der
geäußert hat

„Die Religionen mussen alle toleriert werden 1er 11US5 jeder ach
seiner Fasson selig werden. .“

DO  - Krones, Zinzendorf, Nicolaus Ludwig. Allgemeine Deutsche Biographie,
45, Berlin 19/1 (Nachdruck der Aufl 3406; Karl Heusst, Kompendi-
der Kirchengeschichte, Tübingen Ya97E: 599

Hauptstaatsarchiv Stuttgart, Bu 3 9 auszugsweise bei Friedemann uUrk-
hardt, Christoph Gottlob uüller und die Anfänge des Methodismus in Deutsch-
land, Göttingen 2003,
Heussi, 402
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Er ist weit SCn die Ansiedlung VO Muslimen Aus bevölke
rungspolitischen Gründen befürworten. Man werde gegebenenfalls
für sS1Ce Moscheen bauen ?

Das 1im Folgenden seINeTr staatskirchenrechtlichen estimmun-
SCH behandelte Preufßische lgemeine Landrecht VO  — 1794 geht
auf Reformansätze zurück, die och der eıt Friedrichs des Grofisen
auf den Weg gebrac worden seinen Lebzeiten aber nicht
mehr vollendet werden konnten. Sein Nachfolger und e  r Fried-
rich 111 (1770-1840), verfügte bereits 1786 urz ach SEINEM egierungs-
antrıtt, 4SS bei der Fortsetzung der Arbeiten dem Gesetzbuch
die Stande, also insbesondere der Adel, stärker einzubinden seien Von
dieser e1ite die im aufklärerischen e1s verfassten Entwürtfe
kritisch beäugt worden, weil hierdurch überkommene Privilegien des
Ständesystems in rage geste wurden. Friedrich Wilhelm I1 stand
dem Einfluss freimaurerischer Tendenzen und W Ar Cin Gegner der
Aufklärung  6

iner seiNner Berater WrJohann Christoph VO Oellner (17532-1800),
der sich Friedrich dem Grofisen och vergeblich uInahme in
den Adelsstand bemuht hatte und VO diesem als „Detriegerischer und 1nN-
triganter Pfaffe abqualifiziert worden wWar Woellner, eın Angehöriger des
alchimistischen Rosenkreuzerordens, in den SC  1  ich auch der Onig
eintrat, Wr VO 17558 bis 1798 Staats- und Justizminister in reulsen
Seine Person 1Sst des auf ih zurückgehenden Religionsedikts VO

17558 erwähnenswert. Woellner, der selbst nhänger der utheri-
schen Konfession WAr, versuchte mıit dem Nnstrument des Religionsedikts,

Androhung VO trafen his hin ZUuU Amtsenthebung alle VOoO Augs-
burgischen Bekenntnis abweichenden Lehren VOoO Preulsens Kanzeln
verbannen und damit aufklärerische Tendenzen den Pastoren
ekämpfen. 16esSeE Mailsnahmen blieben mit Ausnahme der Amtsenthe-
bung des freigeistig redenden Predigers Johann Heinrich Schulz AdUus
Gielsdorf ach seiner Haartracht „Zopf-Schulz“ genannt” weitgehend
wirkungslos und wurden dem nachfolgenden ONn1g Friedrich Wil-
helm 111 (1797-1840) bald außer Kraft QESECTZLTL. Bedeutsam WLr das oell-
ner’sche Religionsedikt jedoch 1im ın  IC auf die Osıtıon VO Minder-
heitenkirchen, weil des Edikts gleichsam als Nebeneffekt eine Be-
standsgarantie für die damals 1in Preuflsen geduldeten Minderheitenkir-
chen enthielt. Die Bestimmung lautet wörtlich

Theisinger, Z Kalb L/
Hans Hattenhauer, Allgemeines Landrecht für die Preufsischen Staaten VO 1794,
Berlin 175
Ebd., 14
Heussi, 407
Iheisinger,
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‚Die in Unsern Staaten bisher Ööffentlich geduldeten Secten sind, AdUSSCI
der jüdischen Natıon, die Herrnhuter, die Mennonisten ACı un: die boöh-

c 10mische Brüdergemeine.
VWiıe stark der FEinfluss Woellners auf die Arbeiten einem allgemeinen
Gesetzbuch in Preuflsen WAärL, 1St nicht anNzZ klar Als Förderer der Reform
1Sst jedenfalls nicht in Erscheinung etireten, W dsSs ach sSsEeEINeEr mittler-
weile erreichten Zugehörigkeit Zzu Adel angesichts der VO dieser GQite
vorgetragenen Kritik Reformvorhaben nicht verwundert. SC  1e  1C
standen die kodifikatorischen Bemühungen VOTL dem Scheitern, als
das bereits fertige „Allgemeine Gesetzbuch für die Preufsischen Staaten  c.
urc Kabinettsordre VO 1792 kurz VOIL dem für den 1792 g —
planten Inkrafttreten suspendiert wurde  11 Als die Kodifikation ann ach
nochmaliger Überarbeitung 1794 mit sEeEIANEN ber 19 000 Para-
graphen dem 1te „Preufisches lgemeines Landrecht“ in Kraft
treten konnte, Wr 114  — den Interessen der Stäiände entgegengekommen.

Dennoch hatte sich der Geist der ufklärung AUS dem Werk nicht VCI-

bannen lassen. Allerdings WdrL mıiıt seiner Wiedergabe des damaligen
Rechtssystems bereits Z Zeitpunkt des Inkrafttretens veraltet*. Nur
wenige a  re Wr das Gleichheitsidea Urc die Französische Re-
volution in einer e1ise emporgehoben worden, der die zukünftige
Rechtsentwicklung in Deutschland nicht mehr auf auer vorbeigehen
konnte. So 1st CS nicht verwunderlich, 4Sss das in Rheinpreußlsen 1L1UTE

ET W:; 10 a.  re lang gegolten hatte His ZU  — inführung des Code ivil, der
auch ach der Niederlage Napoleons 9-11) Ort zunächst nicht
außlser Kraft gesetzt wurde. In anderen preußsischen Provinzen hat das
länger überlebt, wobei das Gesetzbuch VO ang als Subsidiärrecht
gedacht WAr, also hinter positiıvem Öörtlichem Recht zurückzutreten hatte
hne Zweifel hatte das Einfluss auf die Rechtsanwendung auch in
aufßserpreufsischen Territorien, da als Kodifikation VO der Hand-
habung her Vorteile bot gegenüber den in Deutschland NsoNsten gülti-
SCH gemeinrechtlichen Bestimmungen.

Das staatskirchenrechtliche System des Preuifsischen
Allgemeinen Landrechts

DIie staatskirchenrechtlichen Regelungen des ALR sind SOWEITL S1C nicht
MLr die preußischen Verfassungen VO 848/50 ubDerho wurden
letztlich Erst 1919 uUurc die religionsrechtlichen Bestimmungen der We!1i-

Reichsverfassung abgelöst worden und en VO er die me1ls-
ten anderen Ormen des ALR uDerle Der dem zugrunde liegende
Korporationsbegriff hat selbst och auf das heutige Verständnis VO  z Reli-
10 Theisinger,
12

Hattenhauer, Landrecht,
erd Schmidt-Eichstaedt, Kirchen als Körperschaften des öffentlichen Rechts? Ber-
lin 1975,
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gionsgemeinschaften als Körperschaften des öffentlichen Rechts einge-
wirkt

DIie mafigeblichen Bestimmungen finden sich 1im en 1ıte des ZWE1-
ten e1ls des ALR !* Paragraph lautet:

e  em Einwohner 1im Staate 1L11U55 eine vollkommene Glaubens- und Ge-
wissensfreyheit gestattet werden.“

amı 1st jedoch och nichts darüber ausgesagl, ob und inwiewelt diese
Freiheit auch sichtbar ausgelebt werden darf. Bedeutsam 1Sst er

C  er Hausvater annn seinen häuslichen Gottesdienst ach Gutdünken
anordnen. 4

Aber schränkt ein
„Heimliche Zusammenkünfte, welche der Ordnung un:! Sicherheit des
Staats gefährlich werden könnten, sollen, auch dem Vorwande des
häuslichen Gottesdienstes, nicht gedulde werden.“

Das geht ursprünglich davon AUS, A4SS CS ZWEe1 legale Rechtsformen
VO Religionsgemeinschaften gibt. ” Paragraph 1/ lautet:

„Die VO 9 AauSdarucklıc aufgenommenen Kirchengesellschaften ha-
ben die Rechte privilegierter Corporationen.“

Zu diesen Ööffentlich-rechtlichen Körperschaften gehörten allerdings le-
diglich die Gemeinden der katholischen, der lutherischen und der refor-
1erten Kirche, also der TEL se1it dem Westfälischen Frieden reichsrecht-
ich anerkannten Bekenntnisse.!° DIie zweıte im tür Religionsgemein-
chaften vorgesehene Rechtsform ergibt sich AdUS

„Eine Religionsgesellschaft, welche der 244l genehmigt, ihr aber die
Rechte Öffentlich aufgenomrnener Kirchengesellschaften nicht beygelegt
hat, geniefst 11U  —_ die Befugnisse geduldeter esellschaften  C6

ine staatliche enehmigung WAdrLr a4lso erforderlich Die Rechte sind AUS
den folgenden Bestimmungen EersSic  ich

99-  iner geduldeten Kirchengesellschaft 1St die freye Ausübung ihres Privat-
gottesdienstes verstattet  : (S ZZ)
„Zu dieser gehört die Anstellung gottesdienstlicher Zusammenkünfte in
gewIlissen dazu bestimmten Gebäuden. (S Z29)
„E1iNe blofs geduldete Kirchengesellschaft ann aber das Eigenthum
solcher Gebäude hne besondere Erlaubnifs des Staats nicht erwerben.“
(S 24)

15

14
Schmidt-Eichstaedt,
ext bei Hattenhauer, Landrecht.

15 Theisinger, 114 Hr Gerhard Anschütz, Die Verfassungsurkunde für den preufßsi-
schen 9} Om Januar 1850., Aalen 1974 (Neudruck der Ausgabe Berlin

16
1855

Hermann er Die Religionsgemeifischaften als Körperschaften des öffentlichen
Rechts im 5System des Grundgesetzes. Schriften ZUuU OÖffentlichen eC Berlin
1966, 5 9 S  el yhr. Campenhausen, Entwicklungsstufen der Religionsfreiheit ın
Deutschland, ZEvKR 4 D 2002, 308; Theisinger, 120
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„Ihr 1Sst nicht gestattetl, sich der Glocken bedienen der öffentliche Fey-
erlichkeiten aulfserhalb den Mauern ihres Versammlungshauses anzustel-
len  C6 (S 25)

Anders als das Woellner’sche Religionsedikt sah das den Krels der g -
uldeten Religionsgemeinschaften nicht als einen für alle Zukunft g -
schlossenen Er veräiänderte und erweılnterte sich auch in der Folgezeit. /
ESs gaD SC  1e  ich Differenzierungen 111C Onzessionen, die AYAB| führ.
ten, 4SS CS neben den Ööffentlich-rechtlic anerkannten Kirchen und den
geduldeten Religionsgesellschaften och solche gaD, die ZWAar einen Kor-
porationsstatus besalsen, dennoch aber den reı groisen Bekenntnissen
rechtlich nicht gleichgestellt Schoen X iın sEeEINEM EeNTrDUC

den Religionsgesellschaften hne Korporationsrechte, also
den geduldeten, besonders die Irvingilaner, Deutschkatholiken, freien Ge-
meinden, Nazarener, Quäker, Anglikaner, Darbyisten und Methodisten.
Zu den 1im Ööffentlichen Recht nicht gleich den „Kirchen“ ausgezeichneten
Religionsgesellschaften mit Korporationsrechten gehörten dieser eıt
abgesehen VO denen die Herrnhuter, Altlutheraner., Kohlbrüggianer,
Mennoniten un Baptisten. *

Die Religionsausübung jeder Kirchengesellschaft, ob Ööffentlich aufge-
LOINIMNEN der blofs geduldet, Wr der Oberautfsicht des Staates unterwor-
fen ALR) Paragraph bestimmte hierzu:
„Der aM 1st berechtigt, VO demjenigen, WA4S in den Versammlungen der
Kirchengesellschaft gelehrt und verhandelt wird, Kenntnilfs einzuziehen.“

Festzuhalten ISst, A4Ss dem alle Glaubensgemeinschaften, die
nicht einer der vorstehend CenNnanNtLEN Kategorien zuzuordnen dIiC  9 kei-
nerlei Rechte besalsen Die einzelnen Gläubigen konnten ihr Bekenntnis
allenfalls 1m CN beschränkten Rahmen eines priıvaten Hausgottesdienstes
ausüben. DIiIie Möglichkei einer freien und VO AAr unbeeinflussten
Vereinsbildung stand Beginn des Jahrhunderts och nicht ZUrFC Ver-
fügung. ”
Die Verfassungsentwicklung 1im Deutschland
des Jahrhunderts

IDie Entwicklung Vor 18548

Als imC 1806 die Staaten des einbundes A dem Reichsverband
ausschieden, WÄdL 1€es das nde des eiligen Römischen Reiches Deut-
scher atıon Die napoleonischen Eroberungszüge en die politische
un verfassungsmälßlsige Ordnung der deutschen Einzelstaaten in nachhal-
iger Cise beeinflusst und teilweise völlig 11IC gestaltet. In diesem Z

Ir aul Schoen, Das evangelische Kirchenrecht in Preulsen Berlin M903. 167
Siehe uch die Entscheidung des Reichsgerichts VO: 1906, G/Z 62 595 1in
Ulrich Doose, DIie rechtliche Stellung der evangelischen Freikirchen in Deutsch-
land, Diss. Unırersitat Marburg 1963,

19 Theisinger, 114 Reichsgericht GZ 62, 559
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sammenhang soll als eEerstes eiINe Staatsgründung erwähnt werden, die
ach dem Untergang Napoleons sogleic wieder VO der an  arte VCI-
schwunden ISst ES handelt sich das Königreich Westfalen, das einen
großen Teil Nordwestdeutschlands bis ZUrLr Elbe umfasste und dem Onig
Jeröme (1784-1864), einem Bruder Napoleons, übertragen wurde. Wäih-
rend der kurzen eıt der X1isStenz dieses Staates VO 18507 His 1515 wurde
ihm eine Verfassung gegeben, die dem französischen leichheitsidea
verpflichtet Wr und chluss machte mıiıt den überkommenen tandes-
unterschieden bisheriger Staatsorganisation.““ Art der westfälischen
Verfassung autete:

„Das Königreich Westphalen soll UuUrc Constitutionen regiert werden,
welche die Gleichheit er Untertanen VOL dem Gesetze un:! die freie Aus-
übung des Gottesdienstes der verschiedenen Religionsgesellschaften fest-

ca2

ine Beschränkung auf die Tel Bekenntnisse des Westfälischen Friedens
findet sich 1er zumindest dem Wortlaut ach nicht (anders die Ormu-
ijerung in der Verfassung des Grofisherzogtums Frankfurt ebentfalls eiINe
napoleonische chöpfung VO August 1510 Dort ist die freie Aus-
übung des Gottesdienstes lediglich den „verfassungsmäßsig aufgenomme-
nen  06 Religionsbekenntnissen vorbehalten). Die usübung des (Jottes-
dienstes WAar ausdrücklic VO der Verfassungsgarantie umfasst.

Es 1st schwer abzuschätzen, welchen Einfluss dieser Verfassungsansatz
gehabt hätte, WCIL1N ihm eine ängere Lebenszeit beschieden SCWESCNHN wa-
re  22 ach der Niederlage Napoleons jedoch die Kräfte der
Restauration erhan:ı in dem Bestreben, die alte Ordnung wieder her-
zustellen. In den linksrheinischen Gebieten allerdings, in denen bereits
in den neunziger Jahren des Jahrhunderts französisches Recht und
französische Verwaltungsstrukturen eingeführt worden konnte
diese Entwicklung auch ach 1515 nicht mehr rückgängig gemacht WCI-
den Der Code 1V1 beispielsweise galt Ort bis ZUrLC inführung des Bur-
gerlichen Gesetzbuches 1im a  tC 1900 fort.

Anders WAar die Lage in den suddeutschen Mittel- und Kleinstaaten,
Sakularisationen und Mediatisierungen in den Jahren 1805 Dis 1806
völlig umgestalteten und konfessionel heterogenen en geführt
hatten. Der ‚Wang, diesen Territorien Nnneren Zusammenhalt verlei-
hen, hat die Verfassungsentwicklung in diesen Läandern sicherlich be

Hans Hattenhauer, Die geistesgeschichtlichen Grundlagen des deutschen Rechts
Heidelberg 1996, fi’ ( AA Hartung, Deutsche Verfassungsgeschichte VO:!

Jahrhundert his ZUr egenwart, Stuttgart’1969, IS Michael Hecker, Napoleo-
nischer Konstitutionalismus in Deutschland, Berlin 2005, 109
Karl Heinrich Ludwig Politz Hg.) Die europäischen Verfassungen SNäalı dem Jahre
1789 his auf die nEUuUESTIE Zeit Hildesheim, Zürich, New ork aC.  ‚
druck der Ausgabe Le1pzig; Brockhauss, Holger BuSsseR, Martiın Dam-
ken.  ' Thomas Mütller und Martin Regenbrecht Hg.) Deutsche Verfassungen, (CDBD

22
ROM) Berlin 2004
Hattenhauer, Grundlagen,
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günstigt.“ In den norddeutschen Gebieten ingegen sind ach 18515 die
alten landständischen Verfassungen weitgehend wiederhergestellt W OlIL-

den Preulsen AL kam bis 1848 völlig hne Verfassung ARUN  S Im Folgenden
soll anhand einiger Beispiele aufgezeigt werden, W1€E Religionsfreiheit in
der eıt bis 1848 konstitutionell verankert WAdrL und welchen 2um frei-
kirchliche ruppierungen hierbei überhaupt nutfzen konnten. In Art 16
der Akte des Deutschen Bundes VO Juniı 1515 1Sst bestimmt:

DE Verschiedenheit der christlichen Religionsparteien annn in den Tan-
ern und Gebieten des deutschen Bundes keinen Unterschied in dem Ge-
nu der bürgerlichen und politischen Rechte begründen

Aus dieser wohlklingenden Gewährleistung 1St jedoch keineswegs der
chluss ziehen, 4SS religiöse Minderheiten hieraus irgendwelche Fre1-
heitsansprüche hätten herleiten können. Geschützt lediglich die
TE anerkannten Bekenntnisse. Die Überlegung, „christliche Secten,
Anabaptisten, Mennoniten, Herrnhuter i in den Anwendungsbe-
reich mit einzubeziehen, wurde als bedenklich empfunden,““ allerdings
wurde auch festgestellt, 24SS die Herrnhuter in achsen als augsburgische
Konfessionsverwandte staatlich anerkannt und er nicht als
zusehen sSse1ien

In den Verfassungen der einzelnen Territorialstaaten 1Sst die Religions-
freiheit entweder 1im rundrechtstei WECNN eın olcher vorhanden Wr

berücksichtigt worden der bei der egelung der Beziehungen zwischen
Kirchen und AYıE Die jeweilige Regelungsdichte erscheint 1im Vertfas-
sungsvergleic schr unterschiedlich Festzuhalten 1St aber, ass praktisch
durchgängig die Freiheit der Öffentlichen Religionsausübung schon VO

Wortlaut her den PEl anerkannten Bekenntnissen vorbDenalten W  — Die
württembergische Verfassungsurkunde VO 25 September 18519 gewähr-

in
€  er ohne Unterschied der Religion, genielst 1im Königreiche ungestorte
Gewissenstreiheit. Den vollen Genufs der staatsbürgerlichen Rechte g —-
währen die reli christlichen Glaubensbekenntnisse. Andere cNrıstliıche
und nicht chrıstliıche Glaubensgenossen können Zur Theilnahme den
bürgerlichen Rechten 1LUF in dem Verhältnisse zugelassen werden, als S1C
HIC die rundgesetze ihrer Religion der r  ung ihrer ürgerli-
chen Pflichten nicht gehindert werden.“

Der in die egelung der Staatsorganisation eingebettete lautet
annn

€  er der reli 1im Königreiche bestehenden christlichen Confessionen
wird freie Offentliche Religionsübung und der Vo Genulfs ihrer Kirchen-,
chul- un: Armenfonds zugesichert.“

25 Hartung, 19 /
24 arl Gottlieb Weber, Systematische Darstellung des 1im Königreiche Sachsen gel-

tenden Kirchenrechts, Deil: Leipzig 1818, Z
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Als W6itéres eispie für eine einschränkende ewährleistung der Religi-
onsfreiheit INAS die sichsische Verfassung VO eptember 1551 die-
11C

e  em Landeseinwohner wird völlige Gewissensfreiheit, und, in der
bisherigen der der niftig gesetzlich festzusetzenden Maaße, Schutz in
der Gottesverehrung sSEINES Glaubens gewährt.“ (S 52)
„Die Mitglieder der 1im Königreich aufgenommenen, christlichen Kirchen-
gesellschaften genieflßen gleiche bürgerliche un: politische Rechte. Alle
andere Glaubensgenossen en den staatsbürgerlichen Rechten 11U  —-
in der 1C Maailse einen Antheil, W1€E ihnen derselbe, vermöge besonderer
esetze, zukommt.“ (S 55}

hne Differenzierung ach dem Bekenntnis formuliert ingegen 510 der
kurhessischen Verfassung VO anuar 1551

e  em Einwohner steht vollkommene Freiheit des Gewissens und der
Religionsübung Jedoch darf die Religion nıe als Vorwand gebraucht
werden, sich irgend einer gese  ıchen Verbindlichkeit entziehen.“

1esSeE Textstelle gibt Anlass, auf eine Problematik bei der Betrachtung der
unterschiedlichen Verfassungsgewährleistungen hinzuweisen. Fın frei-
heitlicher Verfassungswortlaut 1St och ange eın Bewels dafür, a4Sss 1im
jeweiligen AAl auch tatsac  1C die versprochene Religionsfreiheit g —-
währt wurde. Anspruch und Wirklic  e1ıt afften oft weIıit auseinander. So
wurde die sich in Kurhessen aAb 1559 ausbreitende freireligiöse CWEe-
SUung der „Lichtfreunde“, die sich miıt den Ultramontanismus und
Volksfrömmigkeit gerichteten „Deutschkatholiken“ verbunden hatten,
1845 nfolge der orthodox-protestantischen Religionspolitik des Kurprin-
ZCcN verboten, hne A4ass der 1Derale Verfassungswortlaut hiergegen eine
Hürde SCWESCH wäre *>

Bei der Frage, inwieweılt religiöse Vereinigungen aufserhal der TOfS-
kirchen überhaupt 1im TE der amaligen Verfassungsgeber agen,
sind die folgenden Regelungen AUuS des hannoverschen Staatsgrund-

VO August 18540 aufschlussreich
C  er Landes-Einwohner genielst völlige Glaubens- und Gewissenstrei-
eıt und 1st Religionsübungen mıiıt den Seinigen in seinem Hause be-
rechtigt. DIie Mitglieder der evangelischen und römisch-katholischen Kıiır-
che genielsen gleiche bürgerliche un politische Rechte. Hat der On1igchristliche Secten aufgenommen, genieflen S1e die bürgerlichen Rechte
un:! en das Recht Zu Privat-Gottesdienste. Der Genulfs der politi-schen Rechte mu ihnen aber durch eın besonderes esetz verliehen
werden, und die Befugnifs ZUrFrC Öffentlichen Religionsübung steht ihnen
1Ur in dem Falle FA W der Onig s1C ausdrücklic ihnen eingeraum:hat uch die Mitglieder olcher Secten dürfen sich DE Berufung auf
Glaubenssätze ihren staatsbürgerlichen Pflichten nicht entziehen.“

25 Helmut Berding, Religionspolitik 1im Kurfürstentum Hessen (1813—-18066), 1in An-
elm Doering-Manteuffel / Kurt Nowak Hg.) Religionspolitik in Deutschland
artın Treschat ZUuU eburtstag, tuttgart 1999, 124
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ine vergleichbare egelung hatte bereits die VO On1g InNns August auf
fragwürdige e1se 1im Jahr 155357 außer Kraft Verfassung VO 1555
enthalten.*®°

WI1ie seinerzeıit mı1ıt dem Entgegenkommen gegenüber religiösen
Minderheiten auf annoverschen Territorien tatsac  10 este WAÄLl,
zeig eine nicht aufgehobene Verordnung VO On1g corg I1 AUS dem
Jahr 1748 1erın hatte verfügt,

„dafs alle herrenhutische Schrifften, das Gesangbuch und die Reden
des Grafen VOIN Zinzendortff in Unsern Landen nicht gedulde werden sol-
lenAT

ine Sonderrolle hinsichtli der Gewährleistung VO Religionsfreiheit
Nnım m die bereits VO Maı 158515 stammende bayerische Verfassung
eın en der in Paragraph enthaltenen damals iıchen egelung,
wonach jedem Einwohner vollkommene Gewissensfreiheit und das Recht
ZUE privaten Hausandacht gewährt wird SOWI1E den eı christlichen Reli-
gionsgesellschaften gleiche bürgerliche und politische Rechte, gibt CS e 1-

umfangreiche Beilage betreffend die außeren Rechtsverhältnisse des
Königreichs Bayern Der zZzweıte Abschnitt dieses Edikts handelt VO „Reli-
Q210NS- und Kirchengesellschaften“. ESs finden sich Ort ausdrückliche Re-
gelungen auch für Minderheitenkirchen:

„Religions- der Kirchengesellschaften, die nicht den bereits gesetzlich
aufgenommenen gehören, dürfen hne ausdrückliche königliche Geneh-
migung nicht eingeführt werden.“ (S 26)
„Eine Religionsgesellschaft, welche die Rechte Ööffentlich aufgenommener
Kirchengesellschaften bei ihrer Genehmigung nicht erhalten hat, wird
nicht als eine öffentliche Corporation, sondern als ine Privatgesellschaft
geachtet.“ (S 32)
„ES 1st derselben die freie Ausübung ihres Privatgottesdienstes gestattet.“
(S 55) Zu dieser gehört die Anstellung gottesdienstlicher Zusammenkünf-

in gewissen dazu bestimmten Gebäuden, und die Ausübung der ihren
Religionsgrundsätzen gemälsen Gebräuche sowchl in diesen usammen-
en, als in den Privatwohnungen der Mitglieder.“ (S 34)
„Den Privat-Kirchengesellschaften 1St aber nicht gestattetl, sich der Glo-
cken oder sonstiger Auszeichnungen Z bedienen, welche esetz der
Gewohnheit den öffentlichen Kirchen angee1ignet haben.“ (S 53)
AAMC Eigenthumsfähigkeit der nicht öffentlichen Kirchengesellschaften
wird ach ihrer Aufnahmsurkunde, WCINN in dieser darüber nichts festge-

LSt, ach den Rechten der Privatgesellschaften bestimmt.“ (S 45)
Bayern differenzierte damit 1iNnSOWwEelL vergleichbar mıit dem System des
preufßsischen die Religionsgesellschaften ach dem rad ihrer AI
lichen KONzeESSIONIErUNG. Be1li dieser och auf das alte IUS reformandıi

Christian Hermann Ebhardt Hg.) Gesetze, Verordnungen und Ausschreiben für
das Königreich Hannover AIUN) dem Zeitraume VO 18153 his 1559 6 9 Hannover
1840, 4 9
Margarete Jelten, Unter Gottes Dachziegel. Anfänge des Baptismus in Nordwest-
deutschland, Bremerhaven 1984, 148
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rückgehenden Sichtweise“® 1e© CS in Bayern His ZU Begiınn des
ahrhunderts, während in Preußfsen, W1€E och zeigen se1n wird, eine
Anderung Urc die Verfassungsentwicklung A19) 1848 eintrat und Reli-
gionsgesellschaften hne Korporationsstatus als Untertfall des Vereılins-
rechts begriffen wurden.“? Erwähnt werden soll in diesem Zusammen-
hang das preufsische Religionspatent VO Marz 1847° in dem erst-
mals ausdrücklic der freie Kirchenaustritt geregelt wurde. ulserdem
wurde in Aussicht gestellt, zukünftig das hinsichtlic der Gründungs-
möglichkeiten für CUu«CcC Religionsgemeinschaften erganzen. ach W1€E
VOTL unterlagen jedoch His diesem eitpunkt CUuU«C religiöse Gruppie-
rTuNgcCH in Preulsen och der obrigkeitlichen enehmigung. Gleichsam
ZUrTFC Bekräftigung wurden die mafisgeblichen Bestimmungen des bei
der Veröffentlichung des Religionspatents 1im ang abgedruckt.”

Die Entwicklung ab 1548

inen Ööhepunkt 1in der deutschen Verfassungsentwicklung des Jahr-
hunderts stellten die Revolutionsereignisse des Jahres 18548 dar, die letzt-
ich 1849 einer gemeinsamen Verfassung für Deutschland und ZU Ver-
such einer Reichsgründung en Bereıits Dezember 1848 hatte
der preufßsische On1g dem INAarucCc der sich abzeichnenden FTCVO-
lutionären Ereignisse seINEM ALAR obwohl bislang eın „Dbeschriebe-
11C5 Blatt zwischen sein and und a“ kommen lassen wollte** eine
„Oktroyierte“ Verfassung gegeben 1ese enthielt Grundrechte und ge-
währte in die

„Freiheit des religiösen Bekenntnisses, der Vereinigung Religions-Ge-
seilschaitenZur rechtlichen Lage von Freikirchen im 19. Jahrhundert  165  rückgehenden Sichtweise“® blieb es in Bayern bis zum Beginn des 20.  Jahrhunderts, während in Preußen, wie noch zu zeigen sein wird, eine  Änderung durch die Verfassungsentwicklung ab 1848 eintrat und Reli-  gionsgesellschaften ohne Korporationsstatus als Unterfall des Vereins-  rechts begriffen wurden.“ Erwähnt werden soll in diesem Zusammen-  hang das preußische Religionspatent vom 30. März 1847,° in dem erst-  mals ausdrücklich der freie Kirchenaustritt geregelt wurde. Außerdem  wurde in Aussicht gestellt, zukünftig das ALR hinsichtlich der Gründungs-  möglichkeiten für neue Religionsgemeinschaften zu ergänzen. Nach wie  vor unterlagen jedoch bis zu diesem Zeitpunkt neue religiöse Gruppie-  rungen in Preußen noch der obrigkeitlichen Genehmigung. Gleichsam  zur Bekräftigung wurden die maßgeblichen Bestimmungen des ALR bei  der Veröffentlichung des Religionspatents im Anhang abgedruckt.**  3.2 Die Entwicklung ab 1848  Einen Höhepunkt in der deutschen Verfassungsentwicklung des 19. Jahr-  hunderts stellten die Revolutionsereignisse des Jahres 1848 dar, die letzt-  lich 1849 zu einer gemeinsamen Verfassung für Deutschland und zum Ver-  such einer Reichsgründung führten. Bereits am 5. Dezember 1848 hatte  der preußische König unter dem Eindruck der sich abzeichnenden revo-  lutionären Ereignisse seinem Staat — obwohl er bislang kein „beschriebe-  nes Blatt zwischen sein Land und Gott“ kommen lassen wollte* — eine  „Oktroyierte“ Verfassung gegeben. Diese enthielt Grundrechte und ge-  währte in Art. 11 die  „Freiheit des religiösen Bekenntnisses, der Vereinigung zu Religions-Ge-  sellschaften ... und der gemeinsamen öffentlichen Religions-UÜbung...“  Die Verfassung des Deutschen Reichs vom 28. März 1849 lautete schließ-  lich hinsichtlich des hier interessierenden Gegenstands:  $ 144: „Jeder Deutsche hat volle Glaubens- und Gewissensfreiheit. Nie-  mand ist verpflichtet, seine religiöse Überzeugung zu offenbaren.“  $ 145: „Jeder Deutsche ist unbeschränkt in der gemeinsamen häuslichen  und öffentlichen Übung seiner Religion...“  $ 147: „Jede Religionsgesellschaft ordnet und verwaltet ihre Angelegen-  heiten selbständig, bleibt aber den allgemeinen Staatsgesetzen unterwor-  fen. Keine Religionsgesellschaft genießt vor andern Vorrechte durch den  28  E. Herrmann, Über die Stellung der Religionsgemeinschaften im Staate, besonders  nach dem Hannoverschen Verfassungsrecht und den Grundrechten, Göttingen  1849; 33  29  Gernot Schiller, Kompetenzrechtliche Aspekte eines Verbotes von Religionsge-  30  meinschaften, in: ZEVvKR 48, 2003, 266.  G. A. Grotefend (Hg.), Preußisch-Dt. Gesetzessammlung. 3. Aufl. Bd. 1, 1806-1859,  507.  31  Grotefend, Bd. 1, 507; Anschütz, 187.  32  Manfred Görtemaker, Deutschland im 19. Jahrhundert. Entwicklungslinien, Opla-  den *1994, 94.und der gemeinsamen öffentlichen Religions-Ubung.

DIie Verfassung des Deutschen Reichs VO Marz 1849 autete chlie1s-
ich hinsichtlic des 1er interessierenden Gegenstands:

144 C  er Deutsche hat volle Glaubens- und Gewissensfreiheit. Nie-
mand ist verpflichtet, seine religiöse erzeugung offenbaren.“

145 e  er Deutsche ist unbeschränkt in der gemeinsamen häuslichen
und OÖffentlichen UÜbung seiner Religion.Zur rechtlichen Lage von Freikirchen im 19. Jahrhundert  165  rückgehenden Sichtweise“® blieb es in Bayern bis zum Beginn des 20.  Jahrhunderts, während in Preußen, wie noch zu zeigen sein wird, eine  Änderung durch die Verfassungsentwicklung ab 1848 eintrat und Reli-  gionsgesellschaften ohne Korporationsstatus als Unterfall des Vereins-  rechts begriffen wurden.“ Erwähnt werden soll in diesem Zusammen-  hang das preußische Religionspatent vom 30. März 1847,° in dem erst-  mals ausdrücklich der freie Kirchenaustritt geregelt wurde. Außerdem  wurde in Aussicht gestellt, zukünftig das ALR hinsichtlich der Gründungs-  möglichkeiten für neue Religionsgemeinschaften zu ergänzen. Nach wie  vor unterlagen jedoch bis zu diesem Zeitpunkt neue religiöse Gruppie-  rungen in Preußen noch der obrigkeitlichen Genehmigung. Gleichsam  zur Bekräftigung wurden die maßgeblichen Bestimmungen des ALR bei  der Veröffentlichung des Religionspatents im Anhang abgedruckt.**  3.2 Die Entwicklung ab 1848  Einen Höhepunkt in der deutschen Verfassungsentwicklung des 19. Jahr-  hunderts stellten die Revolutionsereignisse des Jahres 1848 dar, die letzt-  lich 1849 zu einer gemeinsamen Verfassung für Deutschland und zum Ver-  such einer Reichsgründung führten. Bereits am 5. Dezember 1848 hatte  der preußische König unter dem Eindruck der sich abzeichnenden revo-  lutionären Ereignisse seinem Staat — obwohl er bislang kein „beschriebe-  nes Blatt zwischen sein Land und Gott“ kommen lassen wollte* — eine  „Oktroyierte“ Verfassung gegeben. Diese enthielt Grundrechte und ge-  währte in Art. 11 die  „Freiheit des religiösen Bekenntnisses, der Vereinigung zu Religions-Ge-  sellschaften ... und der gemeinsamen öffentlichen Religions-UÜbung...“  Die Verfassung des Deutschen Reichs vom 28. März 1849 lautete schließ-  lich hinsichtlich des hier interessierenden Gegenstands:  $ 144: „Jeder Deutsche hat volle Glaubens- und Gewissensfreiheit. Nie-  mand ist verpflichtet, seine religiöse Überzeugung zu offenbaren.“  $ 145: „Jeder Deutsche ist unbeschränkt in der gemeinsamen häuslichen  und öffentlichen Übung seiner Religion...“  $ 147: „Jede Religionsgesellschaft ordnet und verwaltet ihre Angelegen-  heiten selbständig, bleibt aber den allgemeinen Staatsgesetzen unterwor-  fen. Keine Religionsgesellschaft genießt vor andern Vorrechte durch den  28  E. Herrmann, Über die Stellung der Religionsgemeinschaften im Staate, besonders  nach dem Hannoverschen Verfassungsrecht und den Grundrechten, Göttingen  1849; 33  29  Gernot Schiller, Kompetenzrechtliche Aspekte eines Verbotes von Religionsge-  30  meinschaften, in: ZEVvKR 48, 2003, 266.  G. A. Grotefend (Hg.), Preußisch-Dt. Gesetzessammlung. 3. Aufl. Bd. 1, 1806-1859,  507.  31  Grotefend, Bd. 1, 507; Anschütz, 187.  32  Manfred Görtemaker, Deutschland im 19. Jahrhundert. Entwicklungslinien, Opla-  den *1994, 94.147 „Jede Religionsgesellscha: ordnet und verwaltet ihre Angelegen-
heiten selbständig, bleibt aber den allgemeinen Staatsgesetzen nNnterwor-
fen. eine Religionsgesellscha geniefst VOL andern Vorrechte Mr den

Herrmann,, ber die Stellung der Religionsgemeinschaften 1mM Staate, besonders
nach dem Hannoverschen Verfassungsrecht un:! den Grundrechten, Göttingen
1849,
erno Schiller, Kompetenzrechtliche Aspekte eines erbotes VO Religionsge-
meinschaften, in ZEvKR 4 2003, 266

Grotefend Hg.) Preuifsisch-Dt Gesetzessammlung. Aufl —1
507

Ar Grotefend, 17 5Ü Anschütz, 15/
32 Manfred Görtemaker, Deutschland im Jahrhundert. Entwicklungslinien, Opla-

den 1994,
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aat; besteht fernerhin keine Staatskirche. Neue Religionsgesellschaf-
ten dürfen sich bilden; einer Anerkennung ihres Bekenntnisses durch den
24 bedarf nicht.“

151 „Die Standesbücher werden VO den bürgerlichen Behörden g -
hrt C6

1ese neuartigen und umfangreichen Gewährleistungen wurden spater
Vorbild für die staatskirchenrechtlichen tikel der eimarer Reichsver-
fassung und en damit bis in heutiges Grundgesetz hinein-
gewirkt Während der Beratungen des Paulskirchenparlaments
Sar och weitergehende Schritte CIWOSCH worden. Eın Vorschlag lautete,
mı1ıt Rücksicht auf die Mennoniten, die in Preulsen gedulde und VO

Wehrdienst befreit in der Verfassung die Kriegsdienstverweige-
LUNS AU S Glaubensgründen zumindest erwähnen und das eitere e1-
11IC esetz überlassen.°

In der juristischen Literatur wurde eine CUuUu«C Phase des Verhältnisses
zwischen Kirche und AA festgestellt. Es wurde hierbei die rage
aufgeworften, ob 11U alle Religionsgesellschaften einschliefslich der 246
fßsen Kirchen gleichberechtigt nebeneinander gegenüber dem AA 1LL1ULE

och den Status VO Sekten hätten.“* Verschiedene Länderverfassungen
hatten sich der Entwicklung ANgCDASSTL. So ntfiel beispielsweise
1m Königreich annover des Gesetzes VO eptember 1848 das
bisherige enehmigungserfordernis für einere Religionsgemeinschaf-
ten amı wurde die allgemeine Vereinsfreiheit AUSCTUuC  ; auf das
Gebiet der religiösen Zwecke erstreckt >°

Nachdem der preußische Oni1g Friedrich Wilhelm pri 1849
die ihm angebotene Kaiserkrone, die als „Hundehalsband‘ und „dUuSs

57dem TCC der Revolution geschmiedet abqualifizierte, zurückgewie-
SC  - hatte, die auf Reichseinheit und eine freiheitliche Verfassung
gerichteten Bestrebungen gescheitert. Gleichwohl iefs sich die anNgESTLO-
PeNe Entwicklung nicht mehr völlig ungeschehen machen der in
den deutschen Territorien mıiıt unterschiedlicher Heftigkeit einsetzenden
Reaktion.

Eın esonderes Negativbeispiel tellte in diesem Zusammenhang
Kurhessen der Agide des Miınıiısters Hassenpflug dar 1552 wurde
die Verfassung für mehrere a  re außlser Kraft gesetzt.”“ 1ese eıt der

55 Franz Wigard (Hg.), en für die deutsche Nation 1848/1849 Stenographischer
Bericht über die Verhandlungen der eutschen Constituierenden Nationalver-
sammlung Frankfurt Maıin, München 19838 (Nachdruck der Ausgabe Frank-
furt 1751

55
Herrmann,
1e oben der Verfassung VO 18540
Christian ermann Ebhardt Hg.) Die Staatsverfassung des Königreichs Hanno-
VL  9 Hannover 1860, 6 9 Herrmann, 7) 1 Doose,
Görtemaker, 136, 1538
arl Wippermann, Hassenpflug. Allgemeine Deutsche Biographie, IM Berlin
1969 (Nachdr. der Aufl VO 1-
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Wırren iefßß für religiöse Toleranz gegenüber Minderheiten keinen Raum
In diese Periode beispielsweise die Unterdrückung baptistischer
Christen Urc Verhaftungen der urc behördlich angeordnete Zwangs-
taufen ihrer Kinder.”?

ers Wr die Situation in Preußlsen. Die Verfassung VO 1848 wurde
1im Jahr 1550 einer Totalrevision unterzogen. 1ese iefs allerdings inter-
essanterwelise die Gewährleistung der Religionsfreiheit unversehrt. Auch
1im Groisherzogtum Oldenburg hrte die November 1552 erfolgte
evVvisıOnN des erst Februar 1849 in Kraft getretenen Staatsgrund-

nicht einer Abkehr VO den Paulskirchengrundrechten. Die
Bildung Religionsgesellsc  aften Wr in Art der oldenburgischen
Verfassung AUSdCTrUuC  1C gewährleistet:

„Neue Religions-Gesellschaften dürten sich bilden; einer Anerkennung ih-
Ics Bekenntnisses UuUrc den K bedarf nıicht.“

DIie Verleihung VO  — Korporationsrechten konnte allerdings 1LL1ULr ULC eın
esetz erfolgen (Art /7) kur nichtkorporierte Gesellschaften galt das all-
geme1ıne Vereıins- und Versammlungsrecht, WwW1€E sich Aaus einem Umkehr-
chluss AUS Art ya ergibt.

Irotz lledem dürften auf Seiten der christlichen Minderheiten in
Deutschland die den Aufbruch VO 18548 geknüpften Hoffnungen in
der Folgezeit im Wesentlichen uner:' geblieben sein 1ine grundlegen-
de Verbesserung ihrer Os1ıtiıon hat sich in der Wirklic  eılıt 11ULE 1in lang-

Schritten vollzogen. In Preufßen beispielsweise wurde die C-
ONNENC Vereinigungsfreiheit sogleic wieder eingeschränkt urc das
esetz VO 11 Marz 1850 ZUrFr

„Verhütung eines die gesetzliche Freiheit und Ordnung gefährdenden
40Milsbrauchs des Versammlungs- un:! Vereinigungsrechtes.

ES diente dazu, missliebige politische Tendenzen SOWI1E aufrührerische
Zusammenkünfte verhindern, indem Versammlungen, in denen „Öf-
fentliche Angelegenheiten“ erortert wurden, tunden vorher VO der
zuständigen Behörde genehmigt werden ussien 1eses Gesetz ISt, ob-
ohl CS eigentlich AZUu nicht gedacht Wr und Vereine VO Religions-
gemeinschaften mit Korporationsrechten auch AUSdCTrUuC  MC VOoO der An-
wendung dUSSCHOIMMECN in der Folgezeit AT Reglementierung
VO religiösen rupplerungen hne Korporationsrechte verwendet WOI-
den

Die ach dem Ende des Deutsch-Französischen Krieges in Kraft EE*
tene Reichsverfassung VO pri 1571 enthielt ebenso WI1E schon die
Verfassung des Norddeutschen Bundes VO 1867 keinen Grundrechts-

Beispiele 1in Joseph Lehmann,, Geschichte der eutschen Baptisten, Teil. SSsSe«e
1912, 194

41
Grotefend, 1‚ 659
nschültz, 205: Astrid Giebel, Glaube, der in der Je tatıg 1St Diakonie im deut-
schen Baptısmus VO den Anfängen his 1957 Baptismus-Studien 11 Kassel 2000,
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katalog amı hat S1Ce für die 1er interessierenden Frragen weni1g bie
ten, wobei allerdings eine Besonderheit erwähnt werden 111U55 Das
Gesetz des Norddeutschen Bundes VO Juli 1869 sah VO  z

Je och bestehenden, AaUS der Verschiedenheit des religiösen Bekennt-
n1ıSsSES hergeleiteten Beschränkungen der bürgerlichen und staatsbürger-
lichen Rechte werden hierdurch aufgehoben. Insbesondere soll die efä-
higung ZUrFr Theilnahme d der Gemeinde- un: Landesvertretung und ZUrLFC

Bekleidung Öffentlicher Amter VO religiösen Bekenntnifs unabhängig
eın  66

1ese egelung wurde Urc des Gesetzes ZUrFr Reichsverfassung VO
18571 auf das gesamte Deutsche Reich übergeleitet. Damit Wr jedoch
nicht ETW: völlige Religionsfreiheit 1im heutigen Sinn erzielt. Die Bildung
und Zulassung religiöser Gemeinschaften hatte sich weiterhin ach den
verfassungsmälsigen Bedingungen der einzelnen Territorialstaaten voll-
ziehen, die ach W1€ VOT unterschiedlich waren.“? Eın in Sanz Deutsch-
and gleicher religionsverfassungsrechtlicher andar: 1st VOLF 1919 nicht
erreicht worden.

Irotz dieser in der zweıten des Jahrhunderts fortbestehen-
den Unzulänglichkeiten hatte sich se1it 1848 in staatskirchenrechtlicher
Hinsicht eın bedeutender andel vollzogen. Ebers bezeichnete diese eıt
als Periode der „Staatskirchenhoheit des konstitutionellen Staate  06 in

ZUrFC. VOLANSCHANSCNCH Epoche des „polizeistaatlichen Staatskir-
chentums“.  “ 43 Die eıit 19 18548 tellte damit in eZUug auf Religionsfreiheit
eine Verbesserung der bisherigen Situation dar, WLr aber gleichwohl
och gekennzeichnet urc eiINe CNSC Verbindung zwischen Kirche und
Staat, eEINE besondere Staatsaufsicht ber die Religionsgemeinschaften
und eine imparitätische Behandlung seitens des Staates **

Wäihrend die freie Religionsausübung und die Vereinigungsfreiheit in
einigen Territorien WCNN auch zögerlich umgeseTtzt wurden, blieben
andere Staaten eiım bisherigen 5System Bayern beispielsweise, dessen
Verfassung Mrce die Revolutionsereignisse unberührt geblieben WL
1e€ der alten Unterscheidung fest Hausandacht für jeden Burger,
Privatgottesdienst für die mit Genehmigung zugelassenen Religionsgesell-
chaften und Oolientliıche Religionsausübung 1LLUL für die anerkannten
der AaUSdruC  16 mit diesem Recht beliehenen Religionsgesellschaften.
Völlig rückständig blieben die beiden mecklenburgischen Staaten, die bis
ZUrTF eratung des SsOgenannten Toleranzantrags im a  re 1900 darauf be
harrten, 4Sss ach dem Westfälischen Frieden 1Ur die lutherische Kirche
ZuUr Öffentlichen Religionsausübung berechtigt und die Angehörigen
472 Jorg Müller-Volbehr, Das Christliche in Deutschland eın rechtshistorischer ück-

IC in ZEvKR 4 2004, 8 D Doose, 9 D Z weılıten Auslegung des Gesetzes VO:
ulı 1869 durch das Reichsgericht siehe die Entscheidung VO:! 142 Jül 1898,
GSt an 4B7 in der die Strafbarkeit der Störung eines baptistischen (Gottes-
dienstes in Köthen Z1ng.

42 Ebers,
44 Ebd., ff) 126, 129
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derer Konfessionen auf einfache Hausandacht hne Geistliche beschränkt
seien.”

Der VO der Zentrumspartei während der Jahre 1900 bis 1912 nimal
erfolglos in den Reichstag eingebrachte Toleranzantrag hatte Zu egen-
stand, die Gleichberechtigung er Religionsgemeinschaften reichsrecht-
ich verankern. Selbst die katholische Kirche hatte in einigen CVADNSC-
1S5C dominierten Staaten Schwierigkeiten. SO kam CS VOT, 4SS katholi-
sche Geistliche den evangelischen Ortspfarrer Erlaubnis agen 111U5$55-

ten, WEn S1Ce eine Begräbnisrede halten wollten In achsen konnten
katholische Gutsbesitzer mıiıt Geldstrafen belegt werden, WECNNn S1e polni-
sche Landarbeiter ihren lediglich als Hausandachten zugelassenen
Gottesdiensten teilnehmen ließen *°

DIie tatsächliche Situation VOoO Freikirchen

Nachdem die juristischen Gegebenheiten, denen Minderheitenkir-
chen im Jahrhundert in Deutschland entstehen und existieren Onn-
ten, umrıssen sind, soll im Folgenden versucht werden, anhand einiger
Einzelbeispiele aufzuzeigen, WI1€E sich die fG6  iıchen Rahmenbedingun-
SCH in der TaxX1ls auswirkten. Dazu sollen ZULC Veranschaulichung e
Freikirchen herausgegriffen werden, deren Entstehung in Deutschland 1ın
den Untersuchungszeitraum

Die Methodisten

Der in England beheimatete Methodismus gelangte, nachdem CS An-
fang des Jahrhunderts vereinzelt Kontakten in Ostfriesland, GOttin-
SCH und Hamburg gekommen war,  %7 mit Christoph Gottlob Müller 15350/3
in das VO Piıetismus pragte Württemberg. Müller hatte während der
napoleonischen Wırren SEINE eimat verlassen und W dr ach London g -
reist, mıit dem wesleyanischen Methodismus in Berührung kam Als
GE 1550 in sSsEINEN Heimatort Winnenden zurückkehrte, entfaltete
gleich eine fruchtbringende Missionstätigkeit. Die POosiıtionierung inner-
halb des bereits vorhandenen pietistischen pektrums Ite schon bald

Auseinandersetzungen. SO hatte der Örtliche Pfarrer der evangelischen
Landeskirche FOe, 4SsSs das Wirken Müllers nicht in den Schranken des
1743 erlassenen Pietistenreskripts geschehe und dadurch behördliches
Einschreiten TO Er befürchtete, A4SS hierunter samtliche pietistischen
Privatversammlungen leiden hätten.

45 Ebers, 51-52
Martin Sebaldt, Katholizismus und Religionsfreiheit. Der Toleranzantrag der Zen-
trumsparte1 1im Deutschen Reichstag, Europäische Hochschulschriften e1i 1L,
625 Frankfurt 202 7
Burkhardt, 276
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Der Pfarrer sah sich in der Pflicht, das Konsistorium, also die Zr Aus-
übung kirc  icher ufgaben 1im Rahmen des landesherrlichen Kirchen-
regiments bestellte Behörde“® benachrichtigen. In der Tat wurde diese
Institution aktiv, indem S1e die Kreisregierung ZUuU Einschreiten ewog
Auslösender Anlass WAdrLr interessanterwelise die Feindseligkeit des kurz VOL

Müller in Winnenden eingetroffenen herrnhuterischen Mi1ss1i0nars, der
nicht müuüde wurde, Müller gegenüber dem landeskirchlichen Pfarrer
bezichtigen. Im eptember 1551 kam CS einem Verhör Müllers VOL dem
Stadtschultheilsen und 1im Oktober VOL dem Oberamt DIie Angelegenheit
eruhigte sich, nachdem Mülhller ELWAaS doppelbödig ngegeben hatte,
11ULE besuchsweise in Winnenden bleiben wollen.*

Weil nicht mehr die württembergische Staatsangehörigkeit esa
am spater ernsthafte Schwierigkeiten mit dem Aufenthaltsrecht
Nachdem ihm Schwärmerei vorgeworfen worden Wr sollte (L ausgewIle-
SC  — werden.”“ Irst 1836 rhielt CI wieder die Staatsbürgerschaft. 155 / kam
CS des befürchteten Verbots der methodistischen Gemeinschafts-
arbeit einer VO der eisregierung ausgesprochenen Gleichstellung
mit den anderen pietistischen Bewegungen.”

1ine wesentliche für das Ausmalds der Freiheitsgewährung spielte
der Umstand, 4SS Müller SEINE W  u als in der evangelisch-luthe-
rischen Landeskirche verwurzelt ansıh. Fuür Methodisten WAdrL CS seinerzeit
Pflicht, den kirchlichen Sonntagvormittagsgottesdienst besuchen und
sakramentale Ereignisse W1€E Abendmahl, Taufen und ITrauungen Ort
rleben und nicht ETW: eigenständig zelebrieren. Dies aınderte sich in
Württemberg, als Ort 1572 das SsSogenannte Dissidentengesetz in Kraft
irat

„Die Bildung religiöser Vereine aufiserhalb der VO 61 als OIllentlıche
Körperschaften anerkannten Kirchen 1Sst VO einer staatlichen Genehmi-
SUuNng unabhängig. Es steht diesen Vereinen das Recht der freien geme1n-
CIl Religionsausübung 1m häuslichen und OÖffentlichen Gottesdienst,
* R  SOWIC die selbständige Ordnung und Verwaltung ihrer Angelegenheiten

DIie württembergischen Methodisten machten hiervon eDrauc und
sich 11U klar VO der Landeskirche on im eptember 18572

hatte Barratt die Taufe vollzogen, A19) 1575 wurde regelmälsig
das Abendmahl ausgeteilt, die Gottesdienste wurden auf Onntagvormit-
Lag verlegt und eigene Kapellen errichtet. DIie Bischöfliche Methodisten-
ErCh und die Evangelische Gemeinschaft, die AUS Nordamerika 849/50

Hierzu Kalb, 164
49 Burkhardt, 208

Ebd., 220
i

ö52
Ebd., 281
Ebd., 403; Karl Steckel / C. Ernst Sommer Geschichte der Evangelisch-me-
thodistischen Kirche Stuttgart 1982, 8O; Karl Heinz Voigt, Freikirchen 1in Deutsch-
and (35 und Jahrhundert), Kirchengeschichte 1in Einzeldarstellungen
Le1ipz1ig 2004,
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ber Bremen ach Deutschland gekommen hatten diesen Bruch
miıt der Landeskirche schon einıge a  re er vollzogen.?”

In Bayern rhielt die Methodistische Gemeinschaft (Wesleyaner) 1555
die Anerkennung als Privatkirchengesellschaft gemä der dort geltenden
Verfassung VO  _- 185185 Drei Jahre Wr Ort bereits die Bischöfliche
Methodistenkirche in gleicher e1Ise anerkannt worden * Der in den sieb-
zıiger Jahren des Jahrhunderts 1im Zusammenhang mit der Reichsgrün-
dung aufkommende Nationalismus SC das Klima für zu Teil polemi-
sche Angriffe die Methodisten. Sie wurden mitunter auch VO
Kirchenvertretern als „undeutsch‘“ und „ausländisches Gewächs“ abqua-
lifiziert. 55

Die Baptisten

(Janz anders als die methodistische Erweckung vollzog sich der Beginh
baptistischen Wirkens in Deutschland 1834 iefs sich Johann Gerhard
Oncken (1800-18384), der sich in England bekehrt hatte, in der Elbe bei
Hamburg taufen. DIie ründung VO „Gemeinden gläubig getaufter IY1S-
ten  66 SOWI1E die intensive Missionstätigkeit VO Oncken, Lehmann und
Köbner miıt ihren Tauf- und Abendmahlsgottesdiensten stellten eine
geheure Herausforderung für die VO der Landeskirche dominierte reli-
Q10SE Ordnung dar Eın harmonisches Miteinander WAdrLr diesen Ge-
gebenheiten nicht erwarten Hinzu kam, A4SSs das amalige ersonen-
standsrecht in kirchlicher and lag Taufen und Eheschließungen onn-
ten mıiıt zivilrechtlicher Wirkung 1L1UL urc Geistliche der Landeskirche
VOTSCHNOMMECN werden. DIie hierfür entrichtenden Stolgebühren be-

ach der den Anlässen gelragenen Amtstracht der Pfarrer
ihrem Einkommen bei Von er WAdrLr nicht verwunderlich,

ass der Baptısmus VO ang auf erhe  iıchen Widerstand traf.
Die ndboten des Baptismus versahen geradezu abenteuer-

lichen Umständen ihren 1enst Häufig Wr der Ablauf S  9 4ass der
Ortliche Geistliche der andeskirche, WE auf das aAtigwerden bap-
tistischer 1SS1ONaAare aufmerksam wurde, umgehend das zuständige Kon-
S1isStori1ıum informierte, welches wiederum die Polizeibehörden ZU

Einschreiten veranlasste. DIie Verfolgung UuUrc Gendarmen und and-
dragoner mI1ıt Inhaftierungen, eldbufßen und Ausweisungen ber die
jeweilige Landesgrenze gehörten AB ag baptistischer 15S101NS-
tatigkeit in den Anfangsjahren. ”® Im Königreich Hannover wurde On-
cken ab 1840 steckbrieflich gesucht, nachdem - ihn Ormlıc SC-
w1iesen hatte mit der Androhung, ihn 1mM Übertretungsfall WwW1€e einen

5 Voigt, 7 9 82; Steckel, 87,
Voigt, 76,
Steckel, 156; O1gQT, 120
Jelten, 99; Lehmann, 186
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Vagabunden ehandeln und ber die TeNzZE transportieren.?’
Neben derartigen polizeirechtlichen Maisnahmen ollten ZWangswelse
durchgeführte Kindertaufen A4ZU dienen, eın Abweichen VO Bisherigen

verhindern. Auf die schwierige Situation in Kurhessen., die bis in die
ünfziger a  re des 19. Jahrhunderts anhielt, iSst schon hingewiesen
worden.”®

In Hamburg wurde Oncken 1840 mit einer vierwöchigen Gefängnis-
strafe „verbotener Conventikel“ elegt, weil behördlichen Ver-
boten zuwider Versammlungen, Taufen und Abendmahle durchgeführt
hatte Die Osten des Gefängnisaufenthalts wurden anschliefisend urc
aändung SEINES Mobiliars beigetrieben.”” DIie Situation aınderte sich Aaller-
ings, als 1842 eın großser Brand Hamburg verwustete und die Baptisten
bdachlos gewordenen Burgern Hilfe leisteten. Nachdem 1es eiım Se-
Nnat bekannt geworden WAL. ahm die behör.  1C Verfolgung ab Als die
Baptısten SC  1e€  ich ach mehrfachen ingaben Maı 1555 in Ham-
burg 1im Rahmen einer „Concession“ anerkannt wurden, INAS auch das
ruhige Verhalten während der Revolution 848/49 eiINE gunstige g -
spielt haben.° (GJestattet Wr ihnen 11U freie und ungestorte Religions-
ausübung, allerdings durften keine Taufen freiem Himmel in offe-
11IC ew4ssern stattfinden. ®!

In Berlin reaglerte On1g Friedrich Wilhelm zunächst ungehalten
auf das Taufen in freien Gewässern.® Oncken wurde seit dem kto-
ber 1841 das etireten des preufsischen Staates verboten. Als Oncken 1852
in Berlin erschien, den VOoO einem Schlaganfall etroffenen Lehmann

vertretien, wurde ausgewlesen. Ausländische Diplomaten interve-
nıerten eiım Oni1g, W dS SC  ıe  ich ZUrLFC Duldung Onckens 11 Kol-
portagetätigkeit wurde rlaubt und der On1g tellte in einer Privat-
audienz mıiıt Oncken, Lehmann und CcCNhaufller 1555 die rechtliche An-
erkennung in Aussicht © Auf den Weg gebrac wurde sS1Ce jedoch Erst 1575
in der Regierungszeıt eims tIre. den liberalen Kultusminister Adal-
bert Falk Die Baptısten in Preulsen erhielten 1U mı1t esetz VOoO Juli
1875 die Möglichkeit, Korporationsrechte erhalten ° Im a  C 18577
wurde 1es für die Gemeinde in Barmen und 1579 für Berlin verwirk-
licht.° Mit diesem Status Wr den betreffenden Gemeinden ZWAar Rechts-
fahigkeit verliehen worden. ine Gleichstellung mit den öffentlich-recht-
ich anerkannten großen Kirchen Wr damit jedoch nicht verbunden.

Jelten, 76
Lehmann, 194
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Anerkennung als Körperschaft des öffentlichen Rechts en Baptisten in
Deutschland erstmals 1950 erfahren.

Schwierigkeiten gab CS his ZU Ende des Jahrhunderts auch im
Königreich achsen Wıe Erlebnisse baptistischer rediger in Planitz und
Chemnitz zeigen, 1Sst behördlicherseits die „StOrung des religiösen
Friedens“ VOT'  S worden, indem teilweise das Singen und eten
SOWI1E das Erheben VO Kollekten in den Versammlungen beanstandet
un der Ablauf der Veranstaltungen urc Polizeibedienstete überwacht
wurden.° In achsen hatte CS bis 1869 och Zwangstaufen VO Kindern
gegeben.“

Die Adventisten

Das Aufkommen der Adventisten in Deutschland in das nde des
Jer gesetzten Untersuchungszeitraums. Die 1im Folgenden dargestellten
Ereignisse reichen geringfügig iın das Jahrhundert hinein. Sie
sollen ihres thematischen Zusammenhangs gleichwohl erück-
sichtigt werden.

Unabhängig VO der Adventbewegung in den USA hatte sich in den
siebziger Jahren des Jahrhunderts in erwecklichen Kreisen des ergl-
schen Landes eiINeEe rTupp sabbathaltender Christen Johann Heinrich
Lindermann zusammengefunden. 1876 wurde die Adventgemeinde
in Deutschland in olingen gegründet.®®e ellen scheint das Auf-
kommen dieser religiösen rupplerung seiNerzeIt nicht geschlagen
en ine VO „Königlichen Consistorium der Provinz Westfalen“ VCI-

anlasste Stellungnahme der evangelischen Landeskirche „Sectirern und
Separatisten gegenüber“ VO Dezember 18555 erwähnt die en Ad-
ventisten nicht. ® Entsprechendes galt für die Rheinprovinz.

ine ber den Okalen Bereich hinausreichende Dynamik entfaltete
sich SrSst; als Ludwig Richard Conradi 1559 ach Hamburg kam und Ort
missionarisch wirken begann. Conradi (1856—-1939) Wr 18572 Au
Deutschland in die USA ausgewandert und dort mit der Adventbotschaft
in Berührung gekommen. Die Gründung einer Adventgemeinde in Ham:-
burg bildete die 4S1S einer chnellen Ausbreitung des Werks in

66 Fiehler, Freud’ und Leid in Planitz (Sachsen), in Der Wahrheitszeuge, 1592,
G(riebel, /U; ZULC schwierigen atıon der Baptisten uch in Schaumburg-Lippe
Rudolf Donat, Werden und Wirken einer christlichen Gemeinde in hundert Jahren
S18 Kassel 1955,
Baldur Pfeiffer, DIie Siebenten-Tags-Adventisten in Deutschland. Hamburg 1989, E

Daniel Heinz, Ludwig Richard Conradiıi. Missionar der Siebenten-Tags-Adven-
tisten in Europa, 1V für Internationale Adventgeschichte 2! Frankfurt a. M
19806,
Evangelisches Zentralarchiv Berlin, Bestand 7/3450
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Deutschland und Europa. ”” Obwohl der Adventismus theologisch BECDdEC-
hen miıt Wiederkunftserwartung, Sabbatheiligung, Erwachsenentaufe und
Beachtung eines gesunden Lebensstils eiNe erhebliche Sprengkraft EeENT-

1e begegneten Conradi bei SEIANEM Wirken in Deutschland nicht die-
selben intensiven Verfolgungen, W1€E S1C der Baptıst Oncken a  re frü-
her erleiden MmMuUuUusste Das nde des Jahrhunderts WAdrLr gepragt VO e1-
NCTLT zunehmenden Entkirchlichung zumindest in den großen tAdten
Wirtschaftliche und soO7ziale SOWI1E parteipolitische Fragen standen 1m Vor-
ergrund. eligiös Auseinandersetzungen W1€E der den
Katholizismus und die Politik der Zentrumspartei gerichtete Kulturkampf

Erst VOL kurzem beendet worden.
en den groisen andeskirchen WAdrL das Vorhandensein reikirch-

licher rupplierungen nichts völlig UngewöÖhnliches mehr. Baptısten und
Methodisten hatten, W1€E erortert, in einıgen deutschen Staaten bereits e1-
L11IC  — gewissen rad FeC  icher Anerkennung erlangt. Die Verfassungsent-
wicklung se1it 18548 hatte AZu geführt, 4SS iın Preuilsen W1E auch in 111411-

chen anderen Läiändern Vereinigungsfreiheit bestand un freikirc  iche
Zusammenschlüsse er in der Rechtsform des Vereıins unabhängig VO

staatlicher Genehmigung möglich geworden ES iSst er nicht
verwunderlich, 4SS sich Conradi 1559 in Hamburg innerhal dieser
Gegebenheiten bewegte Mit der handelsrechtlich eingetragenen 1rma

T }„Internationale Traktatgesellschaft in Hamburg SC eine A4S1S für
die elitere Ausbreitung der Adventbotscha: Die Gemeinde wurde
in der Sophienstraise gegründet, die 1im damals och preufsischen Altona
lag  72 1595 erwarben die Adventisten, nachdem S1Ce sich als „Hamburger
erein der Siebenten- Tag-Adventisten“ konstituiert hatten, eın rund-
stück Grindelberg 15a, das den Methodisten gehört hatte ”®

Die Adventisten wirkten Urc olportage und Bibelstunden Conradi
selbst Lrat in seINeEmM Wirken gegenüber der Offentlichkeit VOL eCm als
Vortragsredner in Erscheinung, der Fragen der zukünftigen politi-
schen un religiösen Entwicklung AUS biblischer 16 ellung ahm Die
Tätigkeit der Adventisten 1e€ allerdings VO behördlichem Argwohn
nicht verschont. So sind in der rühphase adventistische Versammlungen
durchaus VO Polizeiagenten überwacht worden, die entsprechende Be-
richte fertigten. Das auf diese e1ise in Hamburg usammengeLragene Ak-
tenmaterial ze1igt, 4SS die eingesetzten Beamten theologisch ZW AAar teil-
WEe1sSEe überfordert andererseits aber keinen Anlass für eın behörd-
liches Einschreiten sahen. Der Effekt der Überwachung Wr der,
70 Gerhard Padderatz, Conradi und Hamburg DIie Anfänge der deutschen Advent-

gemeinde (1889-1914) besonderer Berücksichtigung der organisatorischen,
/1

finanziellen und sSsO7zialen Aspekte, Hamburg 1978 (Selbstverlag),
Staatsarchiv Hamburg, Politische Polizei 19 7, Schreiben Conradis VO Ok-
tober 1902

Y Padderatz, Conradi,
73 Ebd., 118, 120
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4SS uswartıige auch ausländische Stellen, die sich bei der Hambur-
SCI Polizei ach den Erfahrungen miıt Adventisten erkundigten, eine
durchaus posiıtive Einschätzung erhielten, W dS sich wiederum gunstig für
die Situation der Adventisten in den Gebieten, AUus denen die Anfrage
kam, swirkte *

Auch in Bayern hatten sich adventistische Gemeinden anfangs des
Jahrhunderts zunächst als ereın konstituiert. Vereinigungsfreiheit be-
deutete jedoch nicht automatisch Kultusfreiheit. So wurden auch 1er ad-
ventistische Versammlungen polizeilich überwacht. In ugsburg tellte
beispielsweise der ZUrF Beobachtung einer aAdventistischen Versammlung

eiINEM 5Samstag im a  re 1906 eingesetzte Kriminalschutzmann fest
DE heute vormittags stattgefundene Zusammenkunft der Adventisten
begann un:! endete M6 Anwesend incl. Kinder
ersonen In Abwesenheit des Vorstandes hielt der ı88 VorstandZur rechtlichen Lage von Freikirchen im 19. Jahrhundert  d75  dass auswärtige — auch ausländische — Stellen, die sich bei der Hambur-  ger Polizei nach den Erfahrungen mit Adventisten erkundigten, eine  durchaus positive Einschätzung erhielten, was sich wiederum günstig für  die Situation der Adventisten in den Gebieten, aus denen die Anfrage  kam, auswirkte.”*  Auch in Bayern hatten sich adventistische Gemeinden anfangs des 20.  Jahrhunderts zunächst als Verein konstituiert. Vereinigungsfreiheit be-  deutete jedoch nicht automatisch Kultusfreiheit. So wurden auch hier ad-  ventistische Versammlungen polizeilich überwacht. In Augsburg stellte  beispielsweise der zur Beobachtung einer adventistischen Versammlung  an einem Samstag im Jahre 1906 eingesetzte Kriminalschutzmann fest:  „Die heute vormittags stattgefundene Zusammenkunft der Adventisten  begann um 9 h und endete um 10 % h. Anwesend waren incl. Kinder 36  Personen. In Abwesenheit des I. Vorstandes  . hielt der II. Vorstand ...  sowie der Kassier ... Vorlesungen aus der Bibel mit Erklärung der Bibel-  stellen. Auch stellten sie an die versammelten Mitglieder Fragen aus der  Bibel, welche diese beantworten mussten. Gottesdienstliche Handlungen  wie Gebete, Gesänge etc. wurden nicht vorgenommen.“””  Der Polizist hatte augenscheinlich an einem Kernstück adventistischen  Gottesdienstes — der Sabbatschule - teilgenommen, ohne den gottes-  dienstlichen Charakter überhaupt wahrzunehmen. Ob seine Anwesenheit  die Veranstaltung in ihrem Ablauf beeinflusst hatte? Ohne Gesang und  Gebet dürfte eine am Samstagvormittag stattfindende adventistische Zu-  sammenkunft sonst kaum durchgeführt worden sein.  In den Sommerferien fanden die Gottesdienste vormittags, ansonsten  erst nachmittags statt, was sich aus entsprechenden von der Gemeinde  selbst vorgenommenen Mitteilungen an den Magistrat ergibt. Die Situa-  tion in Bayern änderte sich jedoch mit der Entschließung des Innenmi-  nisteriums vom 19. April 1907:  „Seine königliche Hoheit Prinz Luitpold ... haben sich allergnädigst bewo-  gen befunden, den Adventisten vom siebenten Tage die freie Ausübung  ihres Privatgottesdienstes in Bayern nach den 88 32 und ff. der II. Verfas-  sungsbeilage zu gestatten.“  Es wurde im Begleitschreiben ausdrücklich darauf hingewiesen,  „dass mit der Zulassung als Privatkirchengesellschaft die staatsbürger-  lichen Pflichten ihrer Anhänger, insbesondere in Bezug auf Schule und  Militärdienst in keiner Weise berührt werden.“”°  74  Gerhard Padderatz, What Do You Do to Fight the Dangerous Adventist Sect? The  Hamburg Police Department and the Advancement of the Adventist Church in  Europe, in: Rudi Maier (Hg.), A Man with a Vision: Mission. A Festschrift Honoring  Russell L. Staples, Berrien Springs (Andrews University, Department of World Mis-  sion) 2005, 25 ff.  75  Stadtarchiv Augsburg, Bestand 49 Nr. 499 „Vereinigung der Adventisten vom Sie-  benten-Tage“.  76  Stadtarchiv Bonn, Bestand Pr 40/507.SOWI1E der KassıerZur rechtlichen Lage von Freikirchen im 19. Jahrhundert  d75  dass auswärtige — auch ausländische — Stellen, die sich bei der Hambur-  ger Polizei nach den Erfahrungen mit Adventisten erkundigten, eine  durchaus positive Einschätzung erhielten, was sich wiederum günstig für  die Situation der Adventisten in den Gebieten, aus denen die Anfrage  kam, auswirkte.”*  Auch in Bayern hatten sich adventistische Gemeinden anfangs des 20.  Jahrhunderts zunächst als Verein konstituiert. Vereinigungsfreiheit be-  deutete jedoch nicht automatisch Kultusfreiheit. So wurden auch hier ad-  ventistische Versammlungen polizeilich überwacht. In Augsburg stellte  beispielsweise der zur Beobachtung einer adventistischen Versammlung  an einem Samstag im Jahre 1906 eingesetzte Kriminalschutzmann fest:  „Die heute vormittags stattgefundene Zusammenkunft der Adventisten  begann um 9 h und endete um 10 % h. Anwesend waren incl. Kinder 36  Personen. In Abwesenheit des I. Vorstandes  . hielt der II. Vorstand ...  sowie der Kassier ... Vorlesungen aus der Bibel mit Erklärung der Bibel-  stellen. Auch stellten sie an die versammelten Mitglieder Fragen aus der  Bibel, welche diese beantworten mussten. Gottesdienstliche Handlungen  wie Gebete, Gesänge etc. wurden nicht vorgenommen.“””  Der Polizist hatte augenscheinlich an einem Kernstück adventistischen  Gottesdienstes — der Sabbatschule - teilgenommen, ohne den gottes-  dienstlichen Charakter überhaupt wahrzunehmen. Ob seine Anwesenheit  die Veranstaltung in ihrem Ablauf beeinflusst hatte? Ohne Gesang und  Gebet dürfte eine am Samstagvormittag stattfindende adventistische Zu-  sammenkunft sonst kaum durchgeführt worden sein.  In den Sommerferien fanden die Gottesdienste vormittags, ansonsten  erst nachmittags statt, was sich aus entsprechenden von der Gemeinde  selbst vorgenommenen Mitteilungen an den Magistrat ergibt. Die Situa-  tion in Bayern änderte sich jedoch mit der Entschließung des Innenmi-  nisteriums vom 19. April 1907:  „Seine königliche Hoheit Prinz Luitpold ... haben sich allergnädigst bewo-  gen befunden, den Adventisten vom siebenten Tage die freie Ausübung  ihres Privatgottesdienstes in Bayern nach den 88 32 und ff. der II. Verfas-  sungsbeilage zu gestatten.“  Es wurde im Begleitschreiben ausdrücklich darauf hingewiesen,  „dass mit der Zulassung als Privatkirchengesellschaft die staatsbürger-  lichen Pflichten ihrer Anhänger, insbesondere in Bezug auf Schule und  Militärdienst in keiner Weise berührt werden.“”°  74  Gerhard Padderatz, What Do You Do to Fight the Dangerous Adventist Sect? The  Hamburg Police Department and the Advancement of the Adventist Church in  Europe, in: Rudi Maier (Hg.), A Man with a Vision: Mission. A Festschrift Honoring  Russell L. Staples, Berrien Springs (Andrews University, Department of World Mis-  sion) 2005, 25 ff.  75  Stadtarchiv Augsburg, Bestand 49 Nr. 499 „Vereinigung der Adventisten vom Sie-  benten-Tage“.  76  Stadtarchiv Bonn, Bestand Pr 40/507.Vorlesungen AUus der mıit Erklärung der ibel-
tellen uch stellten S1Ce die versammelten Mitglieder Fragen AUS der
ibel, welche diese beantworten MmMuUusSsSfiIen Gottesdienstliche Handlungen
W1€Ee Gebete, Gesange EeiIcCc wurden nicht vorgenommen.  «“ /D

Der Polizist hatte augenscheinlich einem Kernstück adventistischen
Gottesdienstes der Sabbatschule teilgenommen, hne den ZOLLES-
dienstlichen harakter überhaupt wahrzunehmen. sSEINE Anwesenheit
die Veranstaltung in ihrem Ablauf beeinflusst hatte? hne Gesang und
et ur eiINEe damstagvormittag stattfindende adventistische OS
sammenkunft 21UmM durchgeführt worden SCE1IN

In den Sommertferien fanden die Gottesdienste vormittags, NSONSTEN
GESI nachmittags W 4s sich AUuUS entsprechenden VO der Gemeinde
selbst VOTSCHOMMENECN Mitteilungen den Magistrat ergibt. Die 1tu2-
tiıon in Bayern Aanderte sich jedoch mit der Entschliefisung des Nnnenm1-
niısteriums VO pri 1907

eiINE königliche Hoheit Prinz ulitpo.Zur rechtlichen Lage von Freikirchen im 19. Jahrhundert  d75  dass auswärtige — auch ausländische — Stellen, die sich bei der Hambur-  ger Polizei nach den Erfahrungen mit Adventisten erkundigten, eine  durchaus positive Einschätzung erhielten, was sich wiederum günstig für  die Situation der Adventisten in den Gebieten, aus denen die Anfrage  kam, auswirkte.”*  Auch in Bayern hatten sich adventistische Gemeinden anfangs des 20.  Jahrhunderts zunächst als Verein konstituiert. Vereinigungsfreiheit be-  deutete jedoch nicht automatisch Kultusfreiheit. So wurden auch hier ad-  ventistische Versammlungen polizeilich überwacht. In Augsburg stellte  beispielsweise der zur Beobachtung einer adventistischen Versammlung  an einem Samstag im Jahre 1906 eingesetzte Kriminalschutzmann fest:  „Die heute vormittags stattgefundene Zusammenkunft der Adventisten  begann um 9 h und endete um 10 % h. Anwesend waren incl. Kinder 36  Personen. In Abwesenheit des I. Vorstandes  . hielt der II. Vorstand ...  sowie der Kassier ... Vorlesungen aus der Bibel mit Erklärung der Bibel-  stellen. Auch stellten sie an die versammelten Mitglieder Fragen aus der  Bibel, welche diese beantworten mussten. Gottesdienstliche Handlungen  wie Gebete, Gesänge etc. wurden nicht vorgenommen.“””  Der Polizist hatte augenscheinlich an einem Kernstück adventistischen  Gottesdienstes — der Sabbatschule - teilgenommen, ohne den gottes-  dienstlichen Charakter überhaupt wahrzunehmen. Ob seine Anwesenheit  die Veranstaltung in ihrem Ablauf beeinflusst hatte? Ohne Gesang und  Gebet dürfte eine am Samstagvormittag stattfindende adventistische Zu-  sammenkunft sonst kaum durchgeführt worden sein.  In den Sommerferien fanden die Gottesdienste vormittags, ansonsten  erst nachmittags statt, was sich aus entsprechenden von der Gemeinde  selbst vorgenommenen Mitteilungen an den Magistrat ergibt. Die Situa-  tion in Bayern änderte sich jedoch mit der Entschließung des Innenmi-  nisteriums vom 19. April 1907:  „Seine königliche Hoheit Prinz Luitpold ... haben sich allergnädigst bewo-  gen befunden, den Adventisten vom siebenten Tage die freie Ausübung  ihres Privatgottesdienstes in Bayern nach den 88 32 und ff. der II. Verfas-  sungsbeilage zu gestatten.“  Es wurde im Begleitschreiben ausdrücklich darauf hingewiesen,  „dass mit der Zulassung als Privatkirchengesellschaft die staatsbürger-  lichen Pflichten ihrer Anhänger, insbesondere in Bezug auf Schule und  Militärdienst in keiner Weise berührt werden.“”°  74  Gerhard Padderatz, What Do You Do to Fight the Dangerous Adventist Sect? The  Hamburg Police Department and the Advancement of the Adventist Church in  Europe, in: Rudi Maier (Hg.), A Man with a Vision: Mission. A Festschrift Honoring  Russell L. Staples, Berrien Springs (Andrews University, Department of World Mis-  sion) 2005, 25 ff.  75  Stadtarchiv Augsburg, Bestand 49 Nr. 499 „Vereinigung der Adventisten vom Sie-  benten-Tage“.  76  Stadtarchiv Bonn, Bestand Pr 40/507.en sich allergnädigst bewo-
SCH befunden, den Adventisten VO siebenten Tage die freie Ausübungihres Privatgottesdienstes in Bayern ach den SS 52 und der 188 Verfas-
sungsbeilage gestatten.“”

Es wurde im Begleitschreiben AUSCdTruC  1C darauf hingewiesen,
„dass mit der Zulassung als Privatkirchengesellschaft die staatsbürger-lichen Pflichten ihrer Anhänger, insbesondere in eZzug auf Schule und
Militärdienst iın keiner e1Ise berührt werden.  «70

74 Gerhard Padderatz, What Do You Do Fight the Dangerous Adventist Sect? H  he
Hamburg Police Departmen an the Advancement of the Adventist Church in
Europe, in udi Maier Hg.) Man with Vision: 1SS10nN. Festschrift Honoring
Russell Staples, Berrien Springs (Andrews University, Departmen: of (0)8 MIS-
S1oN 2005,

/5 Stadtarchiv ugsburg, Bestand Nr 499 „Vereinigung der Adventisten VO S1C-
benten-Tage“.76 Stadtarchiv Bonn, Bestand Pr 40/507
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Das NsSTItu der Privatkirchengesellschaft sStammtLe W1€E bereits arge-
stellt AUS der frühkonstitutionellen eit des Jahrhunderts, als VO

Vereinigungsfreiheit für CUu«C religiöse ewegungen och nicht die ede
W  - Dass die Rechtstorm der Privatkirchengesellschaft in Bayern bis ZU

Anfang des ahrhunderts uDerle hatte, Wr eigentlich eın Merkmal
rückwärtsgewandter Kirchenpolitik. Andererseits erga sich aber ier-
urc für die Adventisten die Möglichkeit, außerhal des allgemeinen
Vereinsrechts einen Status erlangen, der ihnen eın Mindestmalfs recht-
licher Anerkennung als Kirche gewährte 1esSeE staatliche Anerkennung in

Bayern 1st für den deutschen Adventismus ein Unikum geblieben. In den
übrigen Läiändern 1e CS ange e1ıit bei der Rechtsform des Vereins

Behör:  16 Repressionen werden Aus achsen berichtet. Um
„verbotene Versammlungen“ vorgehende Polizeibeamte ber den gZgOLLES-
dienstlichen harakter der Veranstaltung 1im Unklaren lassen, wurden
mıtunter Kaffeetassen und Gebäck auf dem 1SC 1im Versammlungsraum
bereitgehalten. ”

ES ur in der Frühzeit des deutschen Adventismus och we1ıite-
IC vergleichbaren Schwierigkeiten bei der gemeinsamen Religionsaus-
übung gekommen sSse1in Allerdings sind derartige kEreignisse in der ege
nicht in verifizierbarer Form für die ACAWE festgehalten worden. Zu
einer Anerkennung der Gemeinschaft der Siebenten-Tags-Adventisten als
Körperschaft des Ööffentlichen Rechts ist CS ach fruc  OoOsen Versuchen,
die Anerkennung bereits in den ZWwanzıger Jahren erhalten, ® Eerst in
den ünfziger Jahren des ahrhunderts, für die Bundesländer
erst ach der Wiedervereinigung, gekommen.

Zusammenfassung
Die rechtliche Situation christlicher Minderheiten 1im Deutschland des
Jahrhunderts Wr gepragt ÜrC wechselvolle verfassungsrechtliche Ge-
gebenheiten. Reichsrechtlic anerkannt se1it dem Westfälischen
Frieden lediglich die evangelisch-lutherische, die katholische und die
formierte Kirche S1ie besalsen die Befugnis Ööffentlicher Religionsaus-
übung jedenfalls in dem VO ihnen dominierten Territorium Die Dul-
dung religiöser Minderheiten hing demgegenüber Sanz VO Wohlwollen
des jeweiligen Landesfürsten aAb Das Preufßische Allgemeine Landrecht
VO 1794 sah neben der freien Hausandacht im privaten Bereich lediglich
die Ex1istenz der staatlich 8.Ufg€fl0fllfl'l€l'l€t] grofßen Kirchen SOWI1E die der

A Manfred Böttcher, Dialog und Zeugnis Interkonfessionelle Kontakte und Kontflik-
einer Freikirche in der DDR, Friedensauer Schriftenreihe, Reihe Gesellschafts-

wissenschaften 4’ Frankfurt 2001,
Hierzu Dirk Czukßta, DIie Weimarer Republik iıne Chance? Die emühungen der
Gemeinschaft der Siebenten- Tags-Adventisten u11l Anerkennung als Körperschaft
des öffentlichen Rechts in der Weimarer Republik, Diplomarbeit, Theologisches
Seminar Marienhöhe, 1985



ZUFr rechtlichen Lage UVUO: Freikirchen ım ahrhundert 1V

geduldeten Religionsgesellschaften VO  = etztere VO staatlicher
Genehmigung abhängig und auf die usübung des Privatgottesdienstes,
das er hne Glocken und ollientliıche Feierlichkeiten aufiserhal des
Versammlungshauses, beschränkt ine allgemeine Vereinigungsfreiheit
gab CS nicht

Der Einfluss des Gleichheitsideals der Französischen Revolution, die
jege Napoleons SOWI1E die politische Neuordnung ach seEINEM nter-
San brachten die Verfassungsentwicklung in Deutschland 1in W  u
WAar SEIztE ach 1515 die Restauration eın Gleichwohl kam in den
eisten Territorien in der Folgezeit ZU Inkrafttreten VO Verfassungen.
Die öffentliche Religionsausübung wurde jedoch weiterhin 1L1ULE den Je-
weils staatlich aufgenommenen großisen Bekenntnissen zugebilligt. Religi-
OSse Minderheiten konnten bestenfalls die Genehmigung als geduldete
Religionsgesellschaft mit der Befugnis ZU Privatgottesdienst erhalten
und ANSONStTteEnN auf die private Hausandacht beschränkt

DIie revolutionären Ereignisse 1im Jahr 1848 brachten einen Um:-
schwung hin mehr Freiheitsrechten. Höhepunkt W dr die 1849 in Kraft
getretene Paulskirchenverfassung, die das Staatskirchentum aADSChHalfte
und umfassende Religionsfreiheit SOW1EC allgemeine Vereinigungsfreiheit
vorsah. ach dem Scheitern dieser ewegung setzte ZWAAar eiNne rückwärts
gewandte Reaktion eın Gleichwohl iefß sich das Erreichte nicht mehr
völlig ungeschehen machen. Fın Teil der deutschen Länder hatte sich be-
reits CUuU«C Verfassungen gegeben, in denen w1€e in Preulsen allgemei-

Vereinigungsfreiheit SOWI1E Religionsausübungsfreiheit gewährt
Religiöse Minderheiten hne Rechtsfähigkeit tfielen 11U in diesen Terri-
toriıen das Vereinsrecht und VO staatlicher Zulassung
abhängig.

Unterhalb einer Öffentlich-rechtlichen staatlichen Anerkennung, \LTS
S1E die eı grofisen Bekenntnisse innehatten, gab CS beispielsweise in
Preuflsen die Möglichkeit, uUurc verliehene Korporationsrechte Rechts-
fähigkeit erlangen. Bayern 1e durchgängig bis 1Ns Jahrhundert

alten System der staatlichen ONZESSIONIErUNG und der damit einher-
gehenden Rechtsform der Privatkirchengesellschaft fest Manche Länder
blieben bis Zu nde des Jahrhunderts völlig rückständig und lielsen
L1UTLE die Religionsausübung der Landeskirche In den mecklenburgi-
schen Staaten und in achsen hatten selbst Katholiken Schwierigkeiten in
der usübung ihres aubDens

Am Aufkommen VO Methodisten, Baptisten und Adventisten in
Deutschland ze1g sich beispielhaft, WwW1€e sich die rec  ichen Rahmen:-
bedingungen auf die Entstehung christlicher Freikirchen praktisch SC-
wirkt en Die 18530 im pietistisch gepräagten Württemberg erscheinen-
den Methodisten hatten Anfangs nicht die Absicht einer Trennung VO

der Landeskirche. Gleichwohl ist ihnen VO Seiten der ehNorden W1€
auch der evangelisch-lutherischen Kirche miıt Skepsis entgegengetretien
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worden. Den chritt in die kirchliche Eigenständigkeit vollzogen die
unterschiedlichen methodistischen Gemeinschaften Erst in der zweıten
Hälfte des ahrhunderts In Württemberg gaben die soOgenannten
Dissidentengesetze, die die otwendigkeit staatlicher Zulassung VO Min-
derheitenkirchen aufgehoben hatten, hierzu einen Ansto<d4s. In Bayern
erfolgte die Anerkennung methodistischer Gemeinschaften als Privat-
kirchengesellschaft.

Als die Baptısten in den dreifßiger Jahren des Jahrhunderts auftra-
ten, riefen ihr Tauf- und Kirchenverständnis heftigen Widerstand bei Lan-
eskirchen und ehNorden hervor. emzufolge kam CS entsprechen-
den Verfolgungen, die teilweise dramatische Züge Von Verhaftun-
SCH unerlaubten Predigens und Taufens SOWI1E VO behördlich
angeordneten Zwangstaufen baptistischer Kinder finden sich vIeITAC de-
tailreiche Zeugnisse in der baptistischen Literatur. 1ese Bedrückungen
en sich in einigen deutschen Staaten His in die zweıte des
Jahrhunderts fortgesetzt. Teilweise 1St CS aber auch W1€E in Preulsen
ZUTF Anerkennung baptistischer Gemeinden UrC Zubilligung VO Orpo-
rationsrechten gekommen, wobei dieser Status nicht gleichzusetzen WAdrLr
mMiIit der Ööffentlichrechtlichen Stellung der grofißen Bekenntnisse.

DIie Adventisten traten 1ın Deutschland Erst Ende des Jahrhun-
derts auf. ine gröfßere Ausbreitung mıiıt dem Wirken Conradis ab
15589 in Hamburg eın Die Adventisten fanden eine rechtliche Situation
VOT, in der die wesentlichen mpfe Religionsfreiheit bereits VOoO
deren ausgefochten worden Gleichwohl kam ach WI1E VOTL

polizeilichen Überwachungen und behördlicher Skepsis Die en Ad-
ventisten hielten sich innerhal der ihnen ZUrFr erfügung stehenden (r1e-
gebenheiten des Vereinsrechts. Lediglich in Bayern kam CS 1907 ZUrLC An-
erkennung als Privatkirchengesellschaft.

Festzuhalten ISt, Aass CS nde des Jahrhunderts, nachdem die
Revolution VO 1848, das Werden des Nationalstaats, der Kulturkampf,
die zunehmende Industrialisierung mMIit ihren wirtscha  ichen un SOZ14A-
len Themen SOWI1E einNne Entkirchlichung in den grofisen tAdten die gesell-
schaftliche und politische Entwicklung in Deutschland gepragt hatten,

die Religionsfreiheit insgesamt besser este WAdrLr als Beginn des
jer gesetzten Untersuchungszeitraums. Dennoch WAdrLr AUS 1C christli-
cher Freikirchen keineswegs eın befriedigender Zustand erreicht. Insbe-
sondere eine gemeinsame un: ach auflßsen wirkende Religionsausübung
Wr ach W1€E VOT in gewIlissen Territorien VO Schwierigkeiten begleitet.
ine rechtliche Gleichstellung mi1t den rofiskirchen 1Sst nirgendwo erge-
stellt worden. rst die 1919 in Kraft tretende Weimarer Reichsverfassung
hat 1er das JTor für Veränderungen aufgestofßen.


